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Öffentliche Bekanntmachung 
des Landratsamtes Bodenseekreis 

 
 
Das Landratsamt Bodenseekreis erlässt gemäß § 21 Abs. 2 Nr. 1 Wassergesetz für Baden-
Württemberg (WG) und § 35 S. 2 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) folgende 
 
 
I. A l l g e m e i n v e r f ü g u n g: 
 
1. Der wasserrechtliche Gemeingebrauch gemäß § 25 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. § 

20 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) wird wie folgt beschränkt: 
 
Der Gemeingebrauch (Schöpfen von Wasser mit Handgefäßen, Entnehmen von Wasser in 
geringen Mengen für die Landwirtschaft, die Forstwirtschaft und den Gartenbau) an den 
öffentlichen oberirdischen Gewässern im Landkreis Bodenseekreis wird bis zum 14. August 
2018 dahingehend eingeschränkt, dass das Entnehmen von Wasser mittels Pumpen oder 
ähnlichen Einrichtungen untersagt ist. Eine Verlängerung des Zeitraums ist möglich.  
Von dieser Allgemeinverfügung ausgenommen ist nur der Bodensee. 
 

2. Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfügung wird angeordnet.  
 
3. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem Tag nach ihrer Bekanntmachung. 

 

4. Die untere Wasserbehörde kann in Fällen unbilliger Härte eine widerrufliche Ausnahme 
erteilen, soweit eine Beeinträchtigung des Wohl der Allgemeinheit ausgeschlossen ist. 

 

5. Diese Untersagung gilt auch für die mit wasserrechtlicher Erlaubnis zugelassenen 
Gewässerbenutzungen, sofern die Erlaubnis eine Inhalts- und Nebenbestimmung enthält, die 
die Wasserentnahme in dem Zeitraum für unzulässig erklärt, in dem der Gemein- und 
Anliegergebrauch durch Allgemeinverfügung untersagt wird.  

 

 
II. B e g r ü n d u n g:  
 
Rechtsgrundlage für Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung § 21 Abs. 2 WG. Die Zuständigkeit ergibt 
sich aus § 82 Abs. 1 i.V.m. § 80 Abs. 2 Nr. 3 WG und § 3 Abs. 1 LVwVfG. Danach kann der 
Gemeingebrauch aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere der Ordnung des 
Wasserhaushalts oder des Schutzes der Natur, geregelt, beschränkt oder verboten werden. Die 
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unter Ziff. 1 angeordnete Untersagung des Gemeingebrauchs ist erforderlich, um bei der derzeit 
langanhaltenden extremen Trockenheit die Tier- und Pflanzenwelt in den Gewässern vor Schaden 
zu bewahren. Die Verfügung wird zunächst anhand der aktuellen Wetterprognose bis zum 14. 
August 2018 beschränkt. Sollte sich an der Wetterlage bis dahin nichts geändert haben, ist 
vorgesehen, den Zeitraum der Einschränkung des Gemeingebrauchs zu verlängern.  
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im überwiegenden öffentlichen Interesse (§ 80 Abs. 
2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung). Es ist nicht vertretbar, dass durch Einlegung von 
Rechtsmitteln bestehende Wasserentnahmen im Rahmen des Gemeingebrauchs fortgesetzt 
werden können und dadurch die Ordnung des Wasserhaushalts weiter verschlechtert wird. Durch 
weitere Entnahmen wäre der zur Aufrechterhaltung der wasserbiologischen Vorgänge 
erforderliche Mindestabfluss nicht mehr zu gewährleisten.   
 
 
III. R e c h t s b e h e l f s b e l e h r u n g: 
 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben 
werden. Der Widerspruch ist beim Landratsamt Bodenseekreis, Glärnischstr. 1-3, 88045 
Friedrichshafen einzulegen. 
 
 
IV. H i n w e i s: 
 
Die Einhaltung des Entnahmeverbotes wird überwacht. Auf die Bußgeldvorschriften des  
§ 103 Abs. 1 Nr. 1 WHG und des § 126 Abs. 1 Nr. 4 WG wird hingewiesen. Bei Zuwiderhandlungen 
gegen diese Allgemeinverfügung können Bußgelder bis zu einer Höhe von 10.000 € verhängt 
werden.    
 
 
Friedrichshafen, den 31.07.2018 
 
 
 
 
 
 
Joachim Kruschwitz 
Erster Landesbeamter  
 
 
 


